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Geschäft Nr. 7 

 
 

Parlamentssitzung vom 23. Oktober 2006 

Beantwortung 0608 

Postulat Mäder (SP) betr. Konzept sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 

 
Text des Postulates 

Der Gemeinderat wird beauftragt ein Konzept gegen sexuelle Belästigungen am Arbeitsplatz 
zu erstellen.  

Begründung 

Das Bundesgesetz über die Gleichstellung von Mann und Frau (Gleichstellungsgesetz GLG) 
gilt für alle Anstellungsverhältnisse, also auch für die Angestellten der Gemeindeverwaltung. 
Dieses Gesetz verpflichtet die Gemeinde als Arbeitgeberin zu den erforderlichen und 
zumutbaren Massnahmen für die Verhütung und Bekämpfung der sexuellen Belästigung am 
Arbeitsplatz. Hat sie keine Massnahmen getroffen, die zur Verhinderung sexueller 
Belästigungen nach der Erfahrung notwendig, angemessen und zumutbar sind, dann kann die 
Gemeinde dazu verpflichtet werden, dem Opfer der sexuellen Belästigung eine Entschädigung 
bis zu 6 Monatslöhnen zu zahlen.  
Wirkungsvolle Massnahmen können zum Beispiel die präventive Information und 
Sensibilisierung der Angestellten und Vorgesetzen sein. Insbesondere ist es die Aufgabe der 
Gemeinde als Arbeitgeberin, dass sie ein belästigungsfreies Arbeitsklima schafft und dass sie 
von sexueller Belästigung betroffene Personen unterstützt und die nötigen Massnahmen 
ergreift. Grössere Betriebe und Verwaltungen in der Schweiz haben in den letzten Jahren 
verbreitet Präventionsmassnahmen� eingeführt, Konzepte erarbeitet und Anlaufstellen 
geschaffen. Die Gemeinde Köniz beschäftigt zurzeit immerhin rund 400 Angestellte. Weder im 
Personalreglement noch im Personalleitbild ist das Thema der sexuellen Belästigung am 
Arbeitsplatz erwähnt.  

• Die verantwortlichen Vorgesetzten benötigen ein Konzept gegen sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz als Führungsinstrument, damit sie im konkreten Fall die richtigen Massnahmen 
treffen können.  

• Die Opfer sexueller Belästigung brauchen das Konzept, damit sie wissen, wo sie sich 
informieren und wie sie sich gegen die Belästigung wehren können.  

• Die Gemeinde muss die Zuständigkeiten bei sexueller Belästigung regeln. Zu prüfen ist 
insbesondere die Schaffung einer internen oder externen Anlaufstelle. 

• Den Vorgesetzten müssen die rechtsstaatlichen Grundsätze (Vertraulichkeit, 
Unschuldsvermutung, rechtliches Gehör) bekannt sein. Der Gemeinderat hat hierfür 
Hilfsmittel wie Merkblätter und Checklisten zur Verfügung zu stellen. 
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Antwort des Gemeinderates 
 
Seit einigen Jahren wird in der Gemeindeverwaltung Köniz ein Merkblatt der Fachgruppe 
Gleichstellung zum Thema "Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz" verwendet, das sich an alle 
Mitarbeitende richtet. Das Merkblatt enthält insbesondere Informationen dazu, was unter 
sexuellen Belästigungen zu verstehen ist, wie sich Betroffene wehren und an wen sie sich 
nötigenfalls wenden können (siehe Beilage). 

Mit dem Merkblatt wurde ein wichtiger Schritt zur Enttabuisierung des Themas und zur 
Sensibilisierung der Mitarbeitenden getan. Dass dies nicht genügt, hat der Gemeinderat 
erkannt und er ist denn auch mit den Anliegen der Postulantinnen und Postulanten 
einverstanden. 

In Zusammenarbeit mit der Fachgruppe Gleichstellung ist die Personalabteilung derzeit daran, 
ein Massnahmenpaket gegen Fälle sexueller Belästigungen am Arbeitsplatz vorzubereiten, 
das den im Postulat genannten Anforderungen gerecht werden soll. Dabei werden die bereits 
erarbeiteten Konzepte vergleichbarer Gemeinden und Städte beigezogen. 

Es sind insbesondere folgende Massnahmen vorgesehen: 

• Überarbeitung und Erweiterung des Merkblatts zur Abgabe an alle Vorgesetzen und 
Mitarbeitenden der Gemeindeverwaltung. 

• Klare Regelung der Zuständigkeiten in Fällen sexueller Belästigung. 

• Mandatierung einer externen Beraterin und eines externen Beraters, an die sich Betroffene 
nach Absprache mit der Personalabteilung im Bedarfsfall kostenlos wenden können. 

Antrag 

Annahme des Postulats. 
 
 
 
 
 

 
Köniz, 6. September 2006 Der Gemeinderat 

 

 

 

 

Beilage: Merkblatt Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz vom 1.10.1999 










